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Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des,
Thlirmger Landtages; .
Ihr Zeichen: A 6.1/fa,ga " Drs. 7/27/48/897
Ihr Schreiben vom 20. Juli 2020

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 20. Juli 2020 wurde um eine Stellungnahine
des Parlameutarischen Beirates für nachhalüge Entwicklung
(PBnE) zu dem Anhömngsvßrfahren gemäß § 79 der Geschäfts-
Ordnung des Thüringer Landtags zu Gesetzentwürfen zur Ande-
rung der Vßifasstaig des Freistaates Thüringen - Einführung der
Staatsziele Ehrenamtsförderung und Nachhaltigkeit, Einführung
des Staatsziels der Ehrenamtsfördenmg und zur Aufnahme von
Staatszielen (Drs. 7/27, 7/48, 7/897) gebeten.

Hierzu teile ich Ihnen Folgendes mit;

Mit dem EinsetzungsbGschluss [BT-Dis. 19/1837)
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wurde dem PBnE durch den Deutschen Bundestag eine Roihe
von Aufgaben übertragen. Diese beziehen sich insbesondere auf
die parlamentarische Begleitang von GBsetzesvorhabenbzw. Ini-
tiativen auf Bundesebene sowie der parlanißntarischenBeglei-
tung bei der Weiterentwicklung der nationalen und europäischen
Nachlialtig.keitssürategie der Bundesregierung sowie auf Ebene
der Vßreinten Nationen. Die Aufgabenstellung des PBnE, aktuelle
Themen sowie umfangreiches Hmtergrundmaterial können Sie
unter folgendem Link abrufen:

www.bundestag.de/nachhaltigkeit sowie

www.bmidestag.de/ausschuess8/w0itere_gremien/Pa3'lamenta"

rischerBeü'atNachhalügkeit/basismformationen •

Im Weiteren ist Aufgabe des PBnE die Kontaktpflege und Bera"
tung mit weiteren Institutionen zur Förderung einer nachlialügen
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Entwicklung, insbesondßrs mit anderen nationalen Parlamenten,
den Bundesländern und den Institutionen der Europäischen • .
Union, Die Beantwortung konkreter DetaiUragen zu einzelnen .

Gesetzentwürfen bzw. die Erstellung einer gutachterlichen Stel-
lungnähme im Rahmen von Gesetzesvorhäben einzelner Lan"

desparlamente ist hingegen nicht vorgesehen. .Die Abgabe eines
solchen juristischen: „Gutachtens" eischeint auch schonL auf
Grundlage der geteilten Gesetzgebungskompetenz (Bund/Länder)
als nicht angezeigt.

Vor diesem Hintergrund bitte ich um Vorständnis» dass der PBnE
keine gutachterliche StellungneLhme zu den von Ilinen genannten
Gesetzentwürfen abgibt.

Unabhängig hiervon weise ich aber auf Folgendes hin;

Eines der Hauptanliegen des PBnE ist nacli wie vor die Aufwrei"
tung der Nachlialtigkeitsprinzipien in der Politik und in der Ge-
sellscliaft, Deshalb hat er m der zurückliegenden 18. Wahlperi-
öde am 20, Mai 2015 zu einem öffentlic.Iien Syiöaposium zum
Thema „Nachhaltige Entwidklung stärken" eingeläden.
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Die Ansicht, dass nachhalüge Politik gestärkt werden müsse, ver-
üraten damals auch die drei geladenen Experten. Prof. Dr. Ernst

Ulrich von Weizsäcker, ehemaliger Vorsitzender des Umweltauä-
Schusses im Bundestag, der ehemalige Umweltnainister Prof. Dr.
Klaus Töpfer und auch Dr. Günther Bachmami, Generals ekretär
des Rates für Nachhaltige Entwicklung, sprachen sich dafür aus,
das Ziel der Nachhaltigkeit in das Grundgesetz aufzunehmen.

Um die Diskussion fortzusetzen, führte der PBnE, ebenfalls in
der 18. Wahlperiode, am 8. Juni 2016 eine öffentliche Anhörung

"zum Thema „Nachhaltigkeit ins Grundgesetz?" durch.
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Auch in dieser Anhörung sprachen sich die geladenen Expertin-
n6n und Experten für die Aufnahme des Staatsziels der „Nach-
haltigkeit" in das Grundgesetz aus. Damit wäre die Gesetzgebung
ausdiücHich verpflichtet, Vorsorge für die dauerfiafte Erfüllung ,
von Gemeinschaftsinteressen zu treffen, sagte der frühere Präsi"

dent des Bundesverfassungsgerichts, Prof. Dr. Hans-Jürgen Pa-

pier. Durch eine gcund.gesetzliche Veraakerung könne das Ziel
der Nachhaltigkeit stärker in die gesellschaftliche Debatte einge-
bracht werden, befand die Präsidentin und Mitgründerin der
Humboldt" Viadrina Governance Platfonn gGmbH, Prof. Dr. Ge-
sine Schwan. Für Prof. Dr. Joachim Wieland von der Deutschen
Universität füj Verwaltungswissenschaften in Speyer ist das
Staatsziel Nachhaltigkeit „keine Fesselung des Gesetzgebers, son-
dem ßher eine Ermahmmg, auch an' längerfdstige Wü'kungen zu



deiLken". Der PBnE hatte vor diesem Hintergrund in seinem Ab-
s chhissb erlebt m der 18. Wahlperiode
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(Seite 14, Ziffer W. 6. e)) ein^ vertiefte Diskussion rechtspoliti-
scher Überlegungen und Vorschläge empfohlen, um dem Prin%ip.
Nachhaltigkeit Verfässmigsrang zu geben.

In der laufenden 19. Wahlperiode hat sich der PBnE mit einer
VielzaH verschiedener Fragestellungen mit Bezug zum Thema
der Nachhaltigkeit intensiv auseinandergesetzt (ygl. www.bun-
destag.de/nachhaltigkeit). Eme ernetits Befassung des Beirates
mit der R-agestellung, ob. bzw. wie man das Staatsziel „Naclilial-

tigkeitt'.in das Grundgesetz verankern sollte, zeichnet sich der-

zeit noch nicht ab.

Vor diesem Hintergrund wäre ich Ihnen dankbar, wenn Sie den
PBnE über die weitere Entwicklung bzw. über den Abschluss des
Ges etzgebungs Verfahrens „Einführung der Staatsziels ,NaGhiial-
tigkeit* in die Thüringer Verfassung^ informieren würden.

Mit freundlichen Grüßen

{aä<GS
Andreas Lenz
Vorsitzender

Das Dokument wurde zum Zweck der Veröffentlichung in der BTD bearbeitet.


